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Richtlinie 
Förderung von Investitionen in Unternehmen (speziell KMU)  

 
 

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
 
1.1 Zur Schaffung neuer und Sicherung vorhandener Arbeitsplätze gewährt der Landkreis 

Wolfenbüttel Zuschüsse für kleine und mittelständische Unternehmen. 
 
Sonstige Unternehmen werden nur in begründeten Ausnahmefällen im Rahmen der 
De-minimis-Freistellungsverordnung gefördert. 

 
1.2 Die Gewährung dieser Zuwendung erfolgt unter Anwendung folgender beihilferechtli-

cher Grundlagen in der jeweils geltenden Fassung: 
 

- Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kom-
mission vom 06.08.2008, Abl. L 214/3 vom 09.08.2008  (AGFVO) 

- die De-minimis-Freistellungsverordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommis-
sion vom 15.12.2006, Abl. L 379/5 vom 28.12.2006 

 
1.3 Ein Anspruch auf Gewährung eines Zuschusses nach dieser Richtlinie besteht nicht, 

vielmehr entscheidet der Landkreis Wolfenbüttel als bewilligende Stelle nach pflicht-
gemäßem Ermessen und im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Der Landkreis 
Wolfenbüttel setzt hierfür Mittel aus dem sog. „Regionalisierten Teilbudget“ entspre-
chend der Rahmenregelung des Landes Niedersachsen für die Aufstellung und Ge-
nehmigung von kommunalen Richtlinien zur kommunalen Förderung von KMU (vom 
17.07.2007 in der aktuellen Fassung) aus dem Schwerpunkt 1 des Europäischen 
Fonds für Regionale Entwicklung in der Fondsperiode 2007 - 2013 ein.  

 
2. Gegenstand der Förderung 
 
2.1 Gefördert werden folgende Investitionsvorhaben: 
 

- Errichtung einer Betriebsstätte, wenn hierdurch mindestens ein neuer Vollzeit-
dauerarbeitsplatz geschaffen und besetzt wird. 

 
- Erweiterung einer Betriebsstätte, wenn hierdurch die Zahl der Dauerarbeitsplätze 

um 15 % bei kleinen Unternehmen (KU) sowie 7,5 % bei mittleren Unternehmen 
(MU) gegenüber dem Stand vor Investitionsbeginn, mindestens aber um 2 Voll-
zeitdauerarbeitsplätze erhöht wird und die Arbeitsplätze besetzt werden. 

 
- Verlagerung einer Betriebsstätte, wenn hierdurch die Zahl der Dauerarbeitsplätze 

um 15 % (bei KU) sowie 7,5 % (bei MU) gegenüber dem Stand vor Investitions-
beginn, mindestens aber um 2 Vollzeitdauerarbeitsplätze erhöht wird und die Ar-
beitsplätze besetzt werden. 

 
- Nach der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung:         

Erwerb von unmittelbar mit einer Betriebsstätte verbundenen Vermögenswerten, 
sofern die Betriebsstätte geschlossen wurde oder geschlossen wäre, wenn der 
Erwerb nicht erfolgt wäre, und sofern sie von einem unabhängigen Investor er-
worben werden. Im Falle kleiner Unternehmen entfällt die Bedingung, dass die 
Vermögenswerte von einem unabhängigen Investor erworben werden müssen. 
Die alleinige Übernahme der Unternehmensanteile gilt nicht als Investition.  
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- Nach der De-minimis-Freistellungs-VO:                                 
Erwerb von unmittelbar mit einer Betriebsstätte verbundenen Vermögenswerten, 
sofern die Betriebsstätte geschlossen wurde oder geschlossen wäre, wenn der 
Erwerb nicht erfolgt wäre.  

 
- Grundlegende Änderung des gesamten Produktionsverfahrens einer Betriebsstät-

te (Umstellungs- und Anpassungs- bzw. Umstrukturierungsinvestitionen), die zur 
Standortsicherung beiträgt und insbesondere der Erhaltung der vorhandenen 
Dauerarbeitsplätze dient. 

 
- Verbesserung der Umweltbilanz und der Energiebilanz eines Unternehmens. 

 
- Investitionen, die eine Verbesserung des Produktions- integrierten Umweltschut-

zes ermöglichen. 
 

- Investitionen, die eine Umstellung auf umweltfreundlichere Produkte ermöglichen. 
 
 
Dauerarbeitsplätze sind Arbeitsplätze, die von vornherein auf Dauer angelegt sind.  
 
Teilzeitarbeitsplätze werden entsprechend der jeweiligen Wochenarbeitszeit, Saison-
arbeitsplätze mit der jahresdurchschnittlichen Arbeitszeit, sofern sie auf Dauer ange-
boten werden, anteilig berücksichtigt. Teilzeitarbeitsplätze, die sozialrechtlich wegen 
Geringfügigkeit nicht zur Versicherungspflicht führen, sowie Aushilfskräfte, Praktikan-
ten, Heimarbeiter und ABM-Kräfte bleiben unberücksichtigt. 
 

 
2.2 Ein zusätzlich geschaffener Ausbildungsplatz wird wie zwei Vollzeitdauerarbeitsplätze 

gewertet. 
 
3. Zuwendungsempfänger 
 
3.1 Antragsberechtigt sind kleine und mittlere gewerbliche Unternehmen (KMU) aus In-

dustrie, Handwerk, Bau-, Verkehrs-, Beherbergungs-, Gastronomie- und produktions-
nahem Dienstleistungsgewerbe  mit Sitz der Betriebsstätte im Landkreis Wolfenbüttel 
bzw. der Absicht, eine Betriebsstätte im Landkreis Wolfenbüttel zu errichten. Nicht 
antragsberechtigt sind Betriebe, die auf Grund einer mangelnden Qualität des Vorha-
bens bei der NBank bereits abgelehnt wurden.  

 
Sonstige Unternehmen werden nur in begründeten Ausnahmefällen im Rahmen der 
De-minimis-Freistellungsverordnung gefördert. 

 
Antragsberechtigt sind auch Vorhaben im ländlichen Raum (von der Stadt Wolfenbüt-
tel nur die Ortsteile Adersheim, Ahlum, Atzum, Fümmelse, Halchter, Leinde, Salzdah-
lum und Wendessen), die die Neuerrichtung oder Übernahme einer bestehenden 
Arztpraxis oder die Neuerrichtung, Übernahme oder Modernisierung des Lebensmit-
teleinzelhandels bis 400 qm Verkaufsfläche zum Inhalt haben, sofern nicht eine För-
derung aus anderen öffentlichen Programmen (ZILE u.ä) möglich ist. Für den Le-
bensmitteleinzelhandel müssen sich die förderfähigen Gesamtkosten abweichend 
von Ziffer 4.3 dieser Richtlinie auf mindestens 10.000 Euro belaufen. 

 
3.2 Es besteht ein Kumulierungsverbot zwischen der GA und der kommunalen KMU-

Richtlinie. Anträge, bei denen nach den einschränkenden Landeskriterien eine Förde-
rung nicht vorgesehen ist, werden nach Absprache mit den Landkreisen und kreis-
freien Städte an diese abgegeben. Wurde ein Antrag seitens des Landes abgelehnt, 
ist eine Förderung aus einer kommunalen Richtlinie ausgeschlossen. 
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3.3 Des Weiteren sind nach der Allgemeinen Freistellungsverordnung von der Förderung 
ausgeschlossen:  
 
- Beihilfen für ausfuhrbezogene Tätigkeiten, die unmittelbar mit den ausgeführten 

Mengen, dem Aufbau oder dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder anderen lau-
fenden Ausgaben in Verbindung mit der Ausfuhrtätigkeit zusammenhängen sowie 
Beihilfen, die davon abhängig sind, dass einheimische Waren Vorrang vor einge-
führten Waren erhalten 

- Tätigkeiten in der Fischerei und der Aquakultur, die unter die Verordnung (EG) Nr. 
104/2000 des Rates vom 17. Dezember 1999 fallen 

- Tätigkeiten im Rahmen der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
- Tätigkeiten im Rahmen der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse, wenn 
- sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der Menge der auf dem Markt von 

Primärerzeugern erworbenen oder von den betreffenden Unternehmen angebo-
tenen Erzeugnissen richtet oder 

- die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz oder teilweise an die Primärerzeu-
ger weitergegeben wird 

- Tätigkeiten im Steinkohlesektor 
- Tätigkeiten in der Stahlindustrie 
- Tätigkeiten im Schiffbau 
- Tätigkeiten im Kunstfasersektor 
- Unternehmen in Schwierigkeiten 
- Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung von EFRE-Mitteln nicht Folge 

geleistet haben 
- Stille Beteiligungen als „sonstige öffentliche Kapitalzufuhr“ 
- Kommunale Eigengesellschaften der Landkreise und kreisfreien Städte  
 
Nach der De-minimis-Freistellungsverordnung sind von der Förderung ausgeschlos-
sen:  
 
- Unternehmen, die in der Fischerei und der Aquakultur im Sinne der Verordnung 

(EG) Nr. 104/2000 tätig sind 
- Unternehmen, die in der Primärerzeugung der in Anhang I EG-Vertrag aufgeführ-

ten landwirtschaftlichen Erzeugnisse tätig sind 
- Unternehmen, die in der Verarbeitung und Vermarktung von in Anhang I EG-

Vertrag aufgeführten landwirtschaftlichen Erzeugnissen tätig sind, und zwar in 
folgenden Fällen: 

a) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der Menge der von Pri-
märerzeugern erworbenen Erzeugnisse oder nach dem Preis oder der Menge 
der von betreffenden Unternehmen angebotenen Erzeugnisse richtet 
b) oder wenn die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz oder teilweise an 
die Primärerzeuger (Landwirte) weitergegeben wird 

- Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten, die auf Mitgliedstaaten oder Drittländer 
ausgerichtet sind, d.h. Beihilfen, die unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, 
mit der Errichtung und dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder mit anderen lau-
fenden exportbezogenen Ausgaben in Zusammenhang stehen 

- Beihilfen, die von der Verwendung heimischer Erzeugnisse zu Lasten von Im-
portwaren abhängig gemacht werden 

- Unternehmen, die im Steinkohlenbergbau gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
140/2002 tätig sind 

- Beihilfen für den Erwerb von Fahrzeugen für den Straßengütertransport an Unter-
nehmen des gewerblichen Straßengütertransports 

- Unternehmen in Schwierigkeiten 
- Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung von EFRE-Mitteln nicht Folge 

geleistet haben 
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- Stille Beteiligungen als „sonstige öffentliche Kapitalzufuhr“ 
- Kommunale Eigengesellschaften der Landkreise und kreisfreien Städte  
 

 
 

3.4 Kleine Unternehmen (KU) im Sinne dieser Richtlinie werden gemäß der Allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung der Kommission, veröffentlicht im Amtsblatt der EU 
L 214/38 vom 09.08.2008, definiert als Unternehmen, die weniger als 50 Personen 
beschäftigen und einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
10 Mio. € haben. Sofern weitere Unternehmen mit dem antragstellenden KU  verbun-
den sind, sind deren Beschäftigtenzahlen, Umsatz- und Bilanzvolumina anteilig oder 
vollständig dem antragstellenden KU hinzuzurechnen. 

 
3.5 Mittlere Unternehmen (MU) im Sinne dieser Richtlinie werden danach definiert als 

Unternehmen, die nicht kleine Unternehmen sind und weniger als 250 Personen be-
schäftigen und einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. € oder eine Jahresbilanz-
summe von höchstens 43 Mio. € haben. Sofern weitere Unternehmen mit dem an-
tragstellenden MU  verbunden sind, sind deren Beschäftigtenzahlen, Umsatz- und Bi-
lanzvolumina anteilig oder vollständig dem antragstellenden KU hinzuzurechnen. 

 
3.6 Sonstige Unternehmen sind Unternehmen, die nicht als KMU im Sinne der Allgemei-

nen Freistellungsverordnung eingestuft werden können 
 
 
 
4. Sonstige Zuwendungsvoraussetzungen und Bestimmungen 
 
4.1 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist nur möglich, wenn der Antrag vor Beginn 

des Vorhabens gestellt worden ist. Dabei ist als Vorhabenbeginn grundsätzlich der 
Abschluss eines dem Vorhaben zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertra-
ges zu werten. In den Fällen, in denen gem. lfd. Nr. 2.1 eine Arbeitsplatzerhöhung 
Voraussetzung ist, werden nur die Arbeits- bzw. Ausbildungsplätze berücksichtigt, die 
nach Antragseingang geschaffen und besetzt wurden. 

 
4.2 Die Gesamtfinanzierung des Projektes muss sichergestellt sein und entsprechend 

nachgewiesen werden. 
 
4.3 Eine Förderung ist nur möglich, wenn sich die förderfähigen Gesamtkosten des In-

vestitionsvorhabens auf mindestens 35.000 € belaufen.  
 
4.4 Es muss ein in sich geschlossenes Investitionsvorhaben vorliegen. Eine erneute För-

derung desselben Unternehmens ist auch bei Vorliegen der sonstigen Fördervoraus-
setzungen nur möglich, wenn es sich um ein neues, in sich geschlossenes Investiti-
onsvorhaben handelt und eine erfolgreiche Verwendungsnachweisführung der voran-
gegangenen Investition gegenüber dem Landkreis Wolfenbüttel erbracht worden ist. 

 
4.5 Die mit Hilfe der Zuwendung neu geschaffenen Arbeitsplätze müssen für die Dauer 

von mindestens fünf Jahren erhalten bleiben. 
 
4.6 Die mit Hilfe der Zuwendung erworbenen oder hergestellten Gegenstände müssen für 

die Dauer von mindestens fünf Jahren zweckgebunden verwendet werden. 
 
4.7 Der Betrieb oder Teile des Betriebes dürfen innerhalb eines Zeitraums von fünf Jah-

ren nicht stillgelegt, anderen übertragen oder zur Nutzung überlassen oder aus dem 
Landkreis Wolfenbüttel hinaus verlagert werden. 
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4.8 Mit dem Vorhaben ist spätestens zwei Monate nach Erteilung der Bewilligung zu be-
ginnen. 

 
4.9 Der Durchführungszeitraum, innerhalb dessen das Vorhaben abgeschlossen sein 

muss, ist auf maximal 24 Monate begrenzt und endet spätestens am 31.03. des zwei-
ten Folgejahres. 

 
4.10 Werden die im Zuwendungsbescheid definierten Vorgaben nicht eingehalten, ist die 

gesamte Förderung an den Landkreis Wolfenbüttel zurück zu erstatten. Bei der Rück-
forderung der Zuschüsse wird eine Verzinsung geltend gemacht, die den durch-
schnittlichen Basiszinssatz in der relevanten Periode um 2 %- Punkte übersteigt. 

 
 
 
5. Art, Umfang und Höhe der Förderung 
 
5.1 Die Förderung wird in Form eines nicht rückzahlbaren Investitionszuschusses als 

Anteilsfinanzierung gewährt. 
 
5.2 Die Höhe des Zuschusses beträgt: 

 
a) nach der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung derzeit 

 
- bei kleinen Unternehmen bis zu 15 %, 
- bei mittleren Unternehmen bis zu 7,5 % 

 
 der förderfähigen Investitionskosten, höchstens jedoch 200.000 €. 
 
b) nach der De-minimis-Freistellungsverordnung 
 

- max. 200.000,- € (100.000,- € im Straßentransportsektors) der förderfähigen 
Investitionskosten. Bei jeder Neubewilligung hat das Unternehmen die Ge-
samtsumme der De-minimis-Beihilfen im laufenden Steuerjahr und den letzten 
zwei Steuerjahren nachzuweisen. 

 
 
Soweit das Unternehmen vorsteuerabzugsberechtigt ist, sind die Nettoinvestitions-
kosten maßgeblich. 
 

5.3 Gefördert wird die Anschaffung bzw. Herstellung der zum Investitionsvorhaben zäh-
lenden Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens.  

 
5.4 Von der Förderung sind insbesondere ausgeschlossen: 
 

- Sollzinsen 
- Erwerb von Grundstücken für einen Betrag, der 10 % der gesamten zuschussfä-

higen Ausgaben für das betreffende Vorhaben übersteigt 
- Errichtung und Betrieb von Atommüllendlagerstätten  
- Ausgaben für den Wohnungsbau 
- Skonto / Rabatt 
- Warenbestände 
- Ersatzbeschaffungen 
- Geringwertige Wirtschaftsgüter 
- Roh- Hilfs- und Betriebsstoffe 
- Transportmittel mit Zulassung im Straßenverkehr 
- Erstattungsfähige Mehrwertsteuer 
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5.5 Die nach dieser Richtlinie gewährten Beihilfen dürfen in Bezug auf dieselben förder-

fähigen Kosten zusammen mit sonstigen Beihilfen der Europäischen Union, des Bun-
des oder des Landes oder sonstigen öffentlichen Beihilfen, gesetzlich festgesetzte 
Förderhöchstgrenzen der Förderung nicht überschreiten. 

 
5.6 Von der Förderung ausgeschlossene Finanzierungsformen: 
 

- Leasing 
- Mietkauf (nur, wenn Aktivierung beim Kapitalgeber erfolgt) 

 
 
 
 
6. Verfahren 
 
6.1 Die Anträge auf Gewährung eines Zuschusses sind vor Investitionsbeginn (vgl. Nr. 

4.1) unter Verwendung eines Antragsformulars zusammen mit den im Antragsvor-
druck genannten Unterlagen an den Landkreis Wolfenbüttel zu richten.  

 
6.2 Die in den Anträgen gemachten Angaben werden zu subventionserheblichen Tatsa-

chen im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch erklärt. Demnach macht sich ggf. wegen 
Subventionsbetruges strafbar, wer dem Subventionsgeber über subventionserhebli-
che Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht. 

 
6.3 Die Entscheidung über den Antrag erfolgt nach Erhalt und Prüfung der vollständigen 

Antragsunterlagen und unter der Voraussetzung zur Verfügung stehender Haus-
haltsmittel. 
 
Die Entscheidung wird unter Berücksichtigung des vorliegenden Bewertungssystems 
getroffen. Das Bewertungssystem ist dieser KMU-Richtlinie als Anlage beigefügt. Vo-
raussetzung zur Förderung ist, dass eine Mindestpunktzahl von 60 erreicht wird. 
 

6.4 Über die Auszahlung des Zuschusses wird nach Abschluss der Maßnahme und Vor-
lage eines vom Steuerberater/Wirtschaftsprüfer bestätigten Verwendungsnachweises 
durch den Landkreis Wolfenbüttel entschieden. Der Verwendungsnachweis besteht 
aus einem Sachstandsbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. Er ist zusammen 
mit Originalbelegen innerhalb von einem Monat einzureichen. 

 
6.5 Der Zuschuss wird grundsätzlich nicht ausgezahlt bzw. ist, ggf. zuzüglich Zinsen, zu-

rückzuzahlen, wenn die Bestimmungen und Voraussetzungen dieser Richtlinie oder 
des Zuwendungsbescheides nicht eingehalten werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
- die mit Hilfe der Zuwendung erworbenen oder hergestellten Gegenstände nicht 

für die Dauer von 5 Jahren zweckgebunden verwendet werden oder 
- die im Antrag angegebenen Dauerarbeitsplätze nicht für die Dauer von fünf Jah-

ren geschaffen und besetzt werden. 
In Ausnahmefällen kann von einer Rückforderung ganz oder teilweise abgesehen 
werden.  
 
Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf eines Zuwendungsbescheides sowie als 
Folge hiervon die Rückforderung der ausgezahlten Zuwendung richten sich nach dem 
Verwaltungsverfahrensgesetz.     

 
6.6 Der Landkreis Wolfenbüttel hat das Recht, die Antragsangaben, die Fördergrundla-

gen, die Erfüllung der Voraussetzungen und Bestimmungen und sonstige im Rahmen 
der Zuschussgewährung bedeutsamen Umstände in den Betrieben zu überprüfen 
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und darüber Erkundigungen einzuholen. Ebenso bleiben Prüfungsverfahren des Lan-
des, des Bundes oder der EU vorbehalten.  
 
Die Belege und sonst mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen sind vom 
Bewilligungszeitpunkt an 10 Jahre aufzubewahren. 
 

6.7 Die Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, alle im Rahmen des Zuwendungsbe-
scheides festgelegten Auflagen und Bedingungen zu erfüllen, insbesondere 
einer Veröffentlichung ihrer Förderdaten nach der Transparenzrichtlinie der EU-
Kommission zuzustimmen (VO (EG) Nr. 1828/2006 vom 08.12.2006, veröffentlicht im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft L 371/1 , Art. 7 Ziff. 2. d) vom 08.12.2006). 

 
 
7. Inkrafttreten, Zeitliche Befristung 
 
7.1 Diese Richtlinie tritt mit der Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Wolfenbüt-

tel in Kraft und gilt bis zum 30.06.2014 unter der Voraussetzung, dass Mittel der Eu-
ropäischen Union und/oder Kreismittel zur Verfügung stehen und die Richtlinie zuvor 
nicht aufgehoben oder geändert wird. 

 
 


